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Leserfrage: Welche Unterlagen können die Banken für das Rating verlangen?
Der Frage liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Ein Mandant (OHG) wird sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres von seiner Bank aufgefordert, eine BWA zum Jahresende sowie Kreditoren- und Debitorenlisten einzureichen und die Richtigkeit dieser Unterlagen sowie die Werthaltigkeit der Forderungen durch den Steuerberater bestätigen zu lassen, da die Bilanz noch nicht vorliegt. Da im Loseblattwerk und zuletzt im Beratertipp Januar 2003 das „Steuerberater-Bankpaket“ immer mit drei Bestandteilen (Jahresabschluss, Steuererklärungen/-bescheiden und private Vermögensverhältnisse) beschrieben wird, frage ich mich, wie passt das zusammen?

Antwort: Grundsätzlich können die Banken alles verlangen, was zur Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältnisse notwendig ist bzw. was im Kreditvertrag vereinbart ist. Allenfalls kann man fragen, ob sie es müssen oder ob bestimmte Anforderungen überzogen sind. Ob dies der Fall ist, muss im Einzelfall anhand der Kreditverträge und auf der Grundlage der Anforderungen der Bankenaufsicht an die ordnungsmäßige Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse beantwortet werden.

Zur Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 18 KWG sagt das Rundschreiben Nr. 9/98

des (damaligen) Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen (BaKred; heute: Bundesamt für Finanzdienstleistungsaufsicht, BaFin) zum Verfahren bei Krediten an bilanzierende Kreditnehmer:

„Handelt es sich beim Kreditnehmer um ein zur Buchführung und Bilanzaufstellung verpflichtetes Unternehmen (z.B. nach §§ 1 ff., 238 ff., 242 ff. HGB), so hat sich das Kreditinstitut mindestens den zeitlich letzten Jahresabschluss (Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung), möglichst aber der letzten drei Jahre vorlegen zu lassen und zu analysieren. Die Nachhaltigkeit der für die Kreditrückführung wesentlichen Ertragskraft eines Unternehmens lässt sich vielfach erst anhand mehrerer Jahresabschlüsse beurteilen. Sofern ein Kreditnehmer seinen Jahresabschluss auf Grund gesetzlicher Verpflichtung vom Abschlussprüfer prüfen lässt oder sich freiwillig einer Prüfung durch den Abschlussprüfer im Sinne des § 319 HGB unterzieht, die nach Art und Umfang der handelsrechtlichen Pflichtprüfung entspricht, muss sich das Kreditinstitut den testierten Jahresabschluss vorlegen lassen. Bei Kapitalgesellschaften gehört zum Jahresabschluss auch der Anhang (§ 284 ff. HGB). Die Bank hat sich gegebenenfalls auch den Lagebericht vorlegen zu lassen.

Die Kreditinstitute müssen sich die Jahresabschlüsse mit dem Inhalt unterbreiten lassen, der für die Aufstellung und Feststellung maßgeblich ist, d.h., sie dürfen nicht auf diejenigen Teile verzichten, für die im Rahmen gesetzlicher Erleichterungen keine Publizitätspflicht besteht. So betrifft die für Personenunternehmen durch § 5 Abs. 5 PublG eröffnete Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen von der Veröffentlichung der Gewinn- und Verlustrechnung abzusehen, nur die allgemeine Publizität dieses Teils des Jahresabschlusses, lässt aber die besonderen Einsichtspflichten der Kreditinstitute im Rahmen einer Kreditgewährung unberührt.

Indessen steht es grundsätzlich nicht im Widerspruch zu § 18 Satz 1 KWG, wenn die vorgelegten Jahresabschlüsse unter Inanspruchnahme gesetzlich eingeräumter Erleichterungen aufgestellt worden sind. Die Kreditinstitute sind dann aber verpflichtet, zusätzlich zu derartigen Jahresabschlüssen weitere Informationen und Unterlagen einzuholen, soweit dies für eine sachgerechte Beurteilung der Kreditwürdigkeit erforderlich ist. Machen kleine und mittelgroße Kapitalgesellschaften bei der Aufstellung des Jahresabschlusses von den größenabhängigen Erleichterungen der §§ 267, 276, 288 HGB Gebrauch, so werden die vereinfachten Angaben in der Regel den Anforderungen des § 18 Satz 1 KWG nicht genügen. Dies gilt z.B. bei einer verkürzten Gewinn- und Verlustrechnung, weil die wichtige Angabe der Umsätze fehlt.

Die Jahresabschlüsse können für sich genommen kein zeitnahes Bild über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers mehr gewährleisten, wenn sie dem Kreditinstitut erst zu lange Zeit nach dem Bilanzstichtag vorgelegt werden. Demgemäss hat das Kreditinstitut durch angemessene organisatorische Vorkehrungen dafür zu sorgen, dass ihm von großen und mittelgroßen Kapitalgesellschaften die testierten Jahresabschlussunterlagen innerhalb von neun Monaten nach dem Bilanzstichtag vorgelegt werden ; für kleine Kapitalgesellschaften im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB und sonstige nicht prüfungspflichtige aber bilanzierungspflichtige Kreditnehmer gilt eine Frist von zwölf Monaten . Sofern die vorgenannten Unterlagen innerhalb der jeweils maßgeblichen Frist vorliegen und durch einen Abschlussprüfer im Sinne des § 319 HGB pflichtweise oder auf freiwilliger Basis geprüft worden sind, ist in der Regel die Vorlage anderer als der mit dem Jahresabschluss einzureichenden Unterlagen zur Offenlegung der wirtschaftlichen Verhältnisse entbehrlich.

Hat ein nicht prüfungspflichtiger, aber bilanzierungspflichtiger Kreditnehmer seinen Jahresabschluss zwar rechtzeitig innerhalb der Einreichungsfrist von zwölf Monaten vorgelegt, ohne diesen jedoch einer freiwilligen - in Art und Umfang der handelsrechtlichen Pflichtprüfung entsprechenden - Prüfung durch den Abschlussprüfer im Sinne des § 319 HGB unterzogen zu haben, hat das Kreditinstitut - unter Berücksichtigung der Umstände des jeweiligen Einzelfalls - zu prüfen, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang weitere (zeitnahe) Unterlagen heranzuziehen sind, um sich ein klares Bild über, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers zu verschaffen. Auf die Heranziehung weiterer Unterlagen wird das Kreditinstitut im Regelfall nur verzichten können, wenn die Verlässlichkeit des Jahresabschlusses durch die Mitwirkung eines Angehörigen der wirtschaftsprüfenden Berufe oder eines - nach dem Urteil der Bank  - für diese Zwecke geeigneten Angehörigen der steuerberatenden Berufe untermauert wird.

Werden die jeweils geltenden Fristen bei der Einreichung nicht eingehalten, so hat das Kreditinstitut in jedem Fall weitere Unterlagen über Liquidität, Substanz und Erfolg des Kreditnehmers (Nachweise über Auftragsbestände, Umsatzzahlen, betriebswirtschaftliche Auswertungen, Umsatzsteueranmeldungen, Erfolgs- und Liquiditätspläne, Einkommensnachweise, Wirtschaftlichkeitsberechnungen des zu finanzierenden Vorhabens usf.) heranzuziehen, um sich ein klares, zeitnahes, hinreichend verlässliches Bild über die wirtschaftliche Situation des Kreditnehmers zu machen.

Selbst bei zeitnaher Vorlage testierter bzw. auf freiwilliger Basis - nach Art und Umfang der handelsrechtlichen Pflichtprüfung entsprechend - geprüfter Jahresabschlüsse ist die Heranziehung weiterer Unterlagen geboten, wenn die Jahresabschlüsse allein kein klares, hinreichend verlässliches Urteil über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers ermöglichen. Insbesondere wenn die Wertansätze in den Jahresabschlussunterlagen Anlass zu Zweifeln geben, wird oft nur die bankeigene Auswertung des Prüfungsberichts eine hinreichend klare Vorstellung über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Kreditnehmers vermitteln können.“ 

Lösung für den vorliegenden Fall:

Im vorliegenden Fall liegt sechs Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres noch kein Jahresabschluss vor. Die Einreichungsfrist von 12 Monaten für bilanzierende, aber nicht prüfungspflichtige Unternehmen ist zwar noch nicht um, aber die Bank kann theoretisch trotzdem jederzeit zeitnahe Unterlagen – gegebenenfalls mit entsprechender Begründung, warum sie sonst keinen ausreichenden Einblick hat, anfordern. Da sich die Einreichung einer „endgerechneten“ und testierten BWA mit Einreichung des Jahresabschlusses und einem entsprechenden Erläuterungsbericht zu den Forderungen auch die Frage nach der Werthaltigkeit der Forderungen erledigt, sollte zur Vermeidung von unnötigen Kosten mit der Bank über eine Nachfrist zur Einreichung des Jahresabschlusses und mit dem Mandanten über die Möglichkeiten einer zeitnahen und aussagefähigen Erstellung gesprochen werden. Kann das nicht gewährleistet werden, muss der Mandant die Zusatzarbeiten und –kosten in Kauf nehmen.

Kommt der Mandant den Aufforderungen nicht nach und meldet er sich auch nicht bei der Bank, um einen einvernehmlichen und gangbaren Weg zu finden, kann der nächste Schritt die Kreditkündigung sein. Auf jeden Fall sollte der Mandant seinen Kreditvertrag und weitere Post der Bank genau lesen, um unangenehme „Überraschungen“ zu vermeiden.

Nachtrag: Was im „richtigen Leben“ geschah

Der Abschluss war noch nicht fertig, weil die Buchhalterin die Zuarbeiten für den Steuerberater immer wieder vor sich hergeschoben hat. Der selbstbuchende Mandant ist zur Steuerberaterlösung (Buchführung beim Steuerberater) zurückgekehrt.

� Sie finden den vollständigen Text des Rundschreibens auf der CD BWL-Assistent zum Loseblattwerk im Ordner Rating, Bankgespräch.
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